
Viele Jahre haben wir darauf hingearbeitet. Lange haben wir dar-
auf gewartet. Jetzt liegt er auf dem Tisch: Der Referentenentwurf 

zum Pflegeberufsgesetz. Der Deutsche Pflegerat begrüßt den Refe-
rentenentwurf und damit die Entscheidung für eine generalistische 
Pflegeausbildung. Das ist ein Meilenstein für die dringend gebotene 
Weiterentwicklung der Pflegeberufe in Deutschland.

Die Arbeit der professionell Pflegenden wird durch die generalis-
tische Pflegeausbildung mit Schwerpunktbildung aufgewertet und 
auf solide Füße gestellt. Das kann zu einem enormen Motivations-
schub führen. Durch die Zusammenführung der Kompetenzen der 
drei bisherigen Pflegefachberufe „Altenpflege“, „Gesundheits- und 
Krankenpflege“ und „Gesundheits- und Kinderkrankenpflege“ zu 
einem neuen Pflegeberuf erhöht sich die Qualität der Pflegeausbil-
dung. Die neue Pflegeausbildung trägt so entscheidend zur Siche-
rung des hohen Standards der pflegerischen Versorgung in Deutsch-
land bei. Der Referentenentwurf sieht die Festschreibung vorbehal-
tener Aufgaben für den Pflegeberuf und eine hochschulische Pfle-
geausbildung als zweiten Zugang zum Beruf vor. Beides sind 
Kernforderungen des Deutschen Pflegerats. Die neue Pflegeausbil-
dung schafft neue Karrierechancen für Pflegefachpersonen, steigert 
die Attraktivität und fördert damit den Verbleib im Beruf. Darüber 
hinaus wird sie dazu führen, dass sich mehr Menschen für den Pfle-
geberuf entscheiden werden. Damit ist die generalistische Ausbil-
dung auch ein wesentlicher Baustein für die Sicherung der pflege-
rischen Versorgung in Deutschland.

Editorial

Meilenstein für die Pflegeberufe

Andreas Westerfellhaus
Präsident des Deutschen Pflegerats (DPR)

Andreas Westerfellhaus  
Präsident des Deutschen Pflegerats 
(DPR)

Die Reform nach der Reform
Der Deutsche Bundestag hat das Zweite Pflege-
stärkungsgesetz verabschiedet. Damit es seine 
positive Wirkung entfalten kann, muss es konse-
quent umgesetzt und mit einer sachgerechten 
Pflegepersonalbemessung hinterlegt werden.

Grundsätzlich ist die Verabschiedung des Ge-
setzes zu begrüßen. Nach vielen Jahren der  
Diskussion kommt endlich ein gerechterer Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff. Allerdings bedarf es  
zugleich der Anpassung der Gestaltung der  
Leistungserbringung. Denn auch hier muss sich 
der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff abbilden.

Die größte Reform der Pflegeversicherung seit 
deren Begründung kann nur vollendet werden, 
wenn dafür mehr und besser qualifiziertes  
Pflegepersonal vorhanden ist. Wir brauchen 
deutschlandweit einheitliche, bessere Personal-
schlüssel für die stationäre Versorgung. Zeitgleich 
muss die Ausbildung dringend reformiert wer-
den, um den sich verändernden Anforderungen 
durch demographische und epidemiologische 
Entwicklungen zu begegnen. Nicht zuletzt muss 
in allen Versorgungssektoren für die Pflege end-
lich ein angemessenes Gehalt bezahlt werden. 
Die hohe Teilzeitquote und die Zahl der Pflege-
fachpersonen, die nicht mehr in der Pflege arbei-
ten, sind ein großes Reservoir, das zur Behebung 
des Personalmangels mobilisiert werden kann. 
Das gelingt durch bessere Arbeitsbedingungen. 
Denn: Wir haben keinen Mangel an Pflegefach-
personen. Wir haben einen Mangel an Pflege-
fachpersonen, die in der Pflege arbeiten wollen. 
Das gilt es zu ändern.

Franz Wagner
Vize-Präsident des Deutschen Pflegerats (DPR)

63

PflegePositionen DER NEWSLETTER DES DPR 

Deutscher Pflegerat e.V.
Bundesarbeitsgemeinschaft 
Pflege- und Hebammenwesen

In Kooperation mit

IM FOCUS

01 / 2016

Heilberufe / Das Pflegemagazin  2016; 68 (1)

1000 Themen –
 ein Verband

Werden Sie jetzt Mitglied in einem 
starken Verband!

Deutscher  PflegeverbanD  (DPv) e.v.

Pflege KonkretI n f o r m a t I o n  f ü r  m I t g l I e d e r  u n d  I n t e r e s s I e r t e

In dieser ausgabe:
1 –  editorial 

 –  Demografischer Wandel
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7 –  veranstaltungen  – Jubilare  
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editorial

Demografischer Wandel führt zu 50 % mehr Pflegebedürftigen im Jahr 2030

Pflege 2011  zwischen Ökonomie und  Menschenwürde! Liebes Mitglied, mit dem  Start ins neue Jahr haben sich weder für 

Sie noch für die Pflegebedürftigen und deren An-

gehörige Veränderungen in einer beängstigend 

angespannten Versorgungssituation ergeben. 
Der Bundesgesundheitsminister hat zwar nach 

dem ersten Pflegedialog im Dezember das Jahr 2011 

zum „Jahr der Pflege“ deklariert. Jetzt muss nach 

der Visite auch die Therapie folgen. Die jüngste 

Veröffentlichung des statistischen Bundesamtes zum 

demografischen Wandel mit perspektivischem An-

stieg der Pflegebedürftigen um 50 % bis 2030 und 

der Pflegereport 2010 der Barmer GEK mit Hoch-

rechnung, dass bis 2060 sich die Zahl der Demenz 

erkrankten Menschen verdoppeln wird, belegen die 

Dringlichkeit. Die Bundesregierung philosophiert  

zur Kompensation der steigenden Pflegebedürftig-

keit immer noch über Kapital gedeckte Finanzie-

rung. Zu erwarten wäre, dass vor der Finanzdiskus-

sion zunächst einmal das Leistungspaket „Pflege“ 

klar definiert wird mit einer wirklich menschenwür-

digen Pflege im Sinne des 2009 vorgestellten Pfle-

gebedürftigkeitsbegriffs. Den zur Zeit 2,3 Mio. 

Pflegebedürftigen bietet sich jetzt keine Chance 

mehr zur Kapital gestockten Zukunftssicherung, 

sondern sie bedürfen sofort einer qualitativen Be-

treuung und Versorgung. Die seit langem bestehen-

de Forderung des DPV einer Vernetzung von Kran-

ken– und Pflegeversicherung würde der Realisierung 

einer personenorientierten und entbürokratisierten 

Versorgungsstruktur sicher entgegenkommen. 

Das Jahr 2011 bringt für viele von Ihnen die 

Chance zur politischen Positionierung im Rahmen 

der Landtagswahlen. Nach dem Koalitionsbruch 

in Hamburg, haben wir 2011 in sieben Bundes-

ländern Wahlen. Die kandidierten Parteien werden 

sich auch der Frage zur Realisierung einer Pflege-

kammer stellen müssen.
Ihnen ein herzliches Glück auf zum Neuen Jahr!

Mit herzlichen Grüßen 

Ihr
Rolf Höfert, Geschäftsführer(Wiesbaden) Wie Modellrechnungen des Stati-

stischen Bundesamtes (Destatis) zeigen, kann 

durch den absehbaren demografischen Wandel 

in Deutschland die Zahl der Pflegebedürftigen 

von 2,2 Millionen im Jahr 2007 auf 2,9 Millio-

nen im Jahr 2020 und etwa 3,4 Millionen im Jahr 

2030 ansteigen. Die Zunahme bis zum Jahr 2020 

dürfte somit 29% und bis 2030 rund 50% betra-

gen. In einer langfristigen Betrachtung bis zum 

Jahr 2050 ergibt sich eine Verdopplung der Zahl 

der Pflegebedürftigen auf dann 4,5 Millionen.

Die veränderte Altersstruktur dürfte bei insge-

samt sinkender Bevölkerungszahl zukünftig auch 

zu einem deutlich höheren Anteil älterer Pflege-

bedürftiger führen: Während im Jahr 2007 etwa 

54% der gesamten Pflegebedürftigen 80 Jahre 

und älter waren, können es im Jahr 2030 rund 

65% und 2050 etwa 78% sein.
In der zu Grunde liegenden Basisvariante der 

Modellrechnung ist unterstellt, dass die alters-

spezifischen Pflegequoten in der Zukunft iden-

tisch mit denen von heute sind. Geht man hin-

gegen davon aus, dass sich das Pflegerisiko ent-

sprechend der steigenden Lebenserwartung in ein 

höheres Alter verschiebt, würde die Gesamtzahl 

der Pflegebedürftigen in diesem Modell etwas 

weniger stark auf 3,0 Millionen im Jahr 2030 

ansteigen (2050: 3,8 Millionen). 
Die modellmäßig berechneten 
Ergebnisse sind keine Prognosen, 
sondern zeigen lediglich, welche 
Folgen sich allein durch die demo-
grafische Entwicklung für die Zahl 
an Pflegebedürftigen ergeben kön-
nen. Grundlagen dieser Modell-
rechnungen sind aus der gegen-
wärtigen Situation und den beste-
henden institutionellen Rahmen-
bedingungen abgeleitete Annah-
men zur Pflegebedürftigkeit nach Alter und 

Geschlecht sowie die Ergebnisse der 12. koordi-

nierten Bevölkerungsvorausberechnung nach der 

Variante zur Untergrenze der „mittleren“ Bevöl-

kerung.
Weitere Ergebnisse - bis zum Jahr 2030 auch 

nach Bundesländern - können der Veröffentli-

chung „Demografischer Wandel in Deutschland, 

Heft 2: Auswirkungen auf Krankenhausbehand-

lungen und Pflegebedürftige im Bund und in 

den Ländern“ der Statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder entnommen werden.
Die Ergebnisse der 12. koordinierten Bevölke-

rungsvorausberechnung sind ebenfalls verfügbar.
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1. DPV-Card
2. Monatliche Fachzeitschrift „Heilberufe“
 mit Verbandsorgan „Pflege Konkret“
3. Berufsrechtsschutzversicherung und
 kostenlose Rechtsberatung
4. Berufshaftpflichtversicherung
5. Aus-, Fort- und Weiterbildungs -
 angebote in Ihrer Region 
6. Pflegetreffs, Arbeitsgruppen, 
 Workshops und Diskussionsrunden
7. Aktuelle Stellungnahmen 
8. Kostenlose Fachinformationen
9.  Ermäßigte Teilnahmegebühren bei 

diversen Veranstaltungen

... und vieles mehr kommen Ihnen zugute 
und bieten Ihnen Sicherheit. 

Mit Leistungen überzeugen!
In Zusammenarbeit mit Ihnen wollen wir auch in Zukunft die Interessen der Pflegenden 
und Pflegebedürftigen politisch und fachlich vertreten und stärken. Sie werden begeistert 
sein von dem Leistungsangebot des DPV.

Der DPV verfügt über eine fast 60-jährige Erfahrung in der Verbandsarbeit und in der 
Einflussnahme auf die Gestaltung der Gesundheits-, Pflege- und Sozialpolitik. Er ist u.a. 
Mitglied im Deutschen Pflegerat und im Paritätischen Wohlfahrtsverband. Unsere Erfah-
rungen, zusammengefasst in einem umfangreichen Leistungspaket*, das im Mitglieds-
beitrag enthalten ist.

Sie und Wir. Starke Partner in einer starken Partnerschaft.

Benötigen Sie kostenloses Informa-
tionsmaterial, dann rufen Sie uns an 
oder schicken eine Email.

Deutscher Pflegeverband DPV 
Mittelstr. 1, 56564 Neuwied
Tel. 02631/8388-0
Fax 02631/8388-20
Email: info@dpv-online.de
www.dpv-online.de
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Aufgaben und Struktur des Deutschen Pflegerates

Im Einsatz für die Interessen 
beruflich Pflegender

Der Deutsche Pflegerat (DPR) ist als Bundesarbeitsgemeinschaft des 
Pflege- und Hebammenwesen der Dachverband der bedeutendsten 
Berufsverbände des deutschen Pflege- und Hebammenwesens und 
primärer Ansprechpartner für die Politik. Er stellt die Positionen seiner 
Mitglieder einheitlich dar und koordiniert deren politische Arbeit.

D er Deutsche Pflegerat (DPR) setzt 
sich als eingetragener Verein seit 
1998 für die Interessen der Pfle-

genden ein. Wir sehen uns vor allem in 
der Verantwortung dafür, die Profession 
Pflege zu vertreten und die erforderli-
chen Rahmenbedingungen für eine op-
timale Ausübung der Profession zu 
schaffen, heißt es hierzu seitens des Ver-
bandes, der demgemäß seinen Sitz auch 
in unmittelbarer Nähe zur Bundespoli-
tik in Berlin hat. Darüber hinaus ist der 
Einsatz für eine nachhaltige, qualitäts-
orientierte Versorgung der Bevölkerung 
oberstes Anliegen des DPR.

Aufgaben des DPR
Zu den Aufgaben des DPR gehört unter 
anderem die Darstellung der Bedeutung 
und des Nutzens professioneller Pflege 

und des Hebammenwesens für ein effek-
tives und effizientes Gesundheitssystem 
im Interesse der Bevölkerung. Dabei 
geht es auch um die politische Durchset-
zung von pflegeberuflichen Zielen, so-
wohl auf Landes- und Bundesebene als 
auch innerhalb der Europäischen Union 
(EU). Die Mitgestaltung bei Struktur-
veränderungen, Entwicklungen und An-
passungsprozessen im Gesundheits-, So-
zial- und Bildungswesen der Bundesre-
publik Deutschland und innerhalb Eu-
ropas steht im Zentrum der Arbeit des 
DPR. Dazu gehört auch die Positionie-
rung zu Lohn- und Tariffragen sowie zur 
entgeltlichen Vergütung professioneller 
Pflegeleistungen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit 
des Dachverbandes liegt auf der Förde-
rung und Weiterentwicklung der Pflege-

wissenschaft zum Nutzen des Gesund-
heits- und Sozialwesens. 

Auch die Wahrnehmung von Selbst-
verwaltungsaufgaben im Gesundheits-, 
Sozial- und Bildungswesen ist Aufgabe 
des DPR. Das beinhaltet unter anderem 
die Initiierung und Förderung einer 
Qualitätsentwicklung in allen Hand-
lungsfeldern des Gesundheits- und So-
zialwesens und die Beschäftigung mit 
Fragen der Strukturreform und der 
Qualitätssicherung. Nicht zuletzt nimmt 
der Deutsche Pflegerat öffentlich Stel-
lung zu aktuellen gesundheitspoliti-
schen Fragen.

Struktur des DPR
Das oberste Organ des DPR ist die Rats-
versammlung. Sie wird aus je zwei De-
legierten der aktuell 16 Mitgliedsver-
bände und aus dem Präsidium gebildet. 
Alle vier Jahre wählt die Ratsversamm-
lung ein neues Präsidium. Das Präsidi-
um besteht aus einer Präsidentin/einem 
Präsidenten, zwei Stellvertretern und 
vier weiteren Präsidiumsmitgliedern. 
Das Präsidium koordiniert die Aufgaben 
und führt die laufenden Geschäfte.

64 Heilberufe / Das Pflegemagazin  2016; 68 (1)

PflegePositionen 01 / 2016

Unfreiwillige Teilzeit ist kontraproduktiv

Auf Einladung des Pflegebevollmäch-
tigten der Bundesregierung, Staats- 
sekretär Karl-Josef Laumann, hat ein 
Werkstattgespräch „Fachkräftepoten-
ziale heben“ stattgefunden. Rund 40 
Teilnehmer diskutierten über die Frage, 
wie in der Altenpflege mehr unfreiwilli-
ge Teilzeitstellen in Vollzeitstellen um-
gewandelt werden können.

„Wir wissen: In einigen Regionen wird 
fast 50% der Teilzeitkräfte keine Voll-
zeitstelle angeboten. Unfreiwillige  
Teilzeit ist für unsere Pflegekräfte ein 
absolutes Unding“, so Laumann mit 
Blick auf den bestehenden Pflegenot-
stand oder den Ruf nach Pflegekräften 
aus dem Ausland.

„Gerade junge Menschen nach der 
Ausbildung müssen die Möglichkeit 
haben, Vollzeit zu arbeiten“, betonte 
Laumann weiter. „Sonst werden diese 
Leute der Pflege fernbleiben.“ Er stellte 
sich die Frage, wie es zum vielfach be-
klagten Fachkräftemangel passe, dass 
laut einer von seinem Haus in Auftrag 
gegebenen Studie es vor allem in Ost-
deutschland einen hohen Anteil an 
Pflegekräften gibt, die eigentlich eine 
Vollzeittätigkeit suchen, diese aber 
nicht finden.

Einen wesentlichen Grund für Teilzeit-
beschäftigungen sah der Großteil der 
Experten im Lebensrhythmus der  

Pflegebedürftigen und der Tages-
struktur in der Pflege: Dies führe zu  
Arbeitsspitzen, etwa bei der morgend-
lichen Grundpflege und den Mahlzei-
ten. Unternehmen mit einer guten 
Organisationsstruktur gelänge es  
dennoch, eine überdurchschnittlich 
hohe Vollzeitquote für Pflegefachkräfte 
zu realisieren, heißt es seitens des Pfle-
gebevollmächtigten weiter. Erschwert 
würde dies allerdings neben der kör-
perlichen Belastung oft auch durch  
Defizite bei der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf.

Ein weiterer wichtiger Hebel zur Er-
höhung der Vollzeitbeschäftigung  
sei zudem die Vereinbarung besserer 
Personalschlüssel und höherer Pflege-
vergütungen auf Einrichtungsebene.
Laumann forderte, dass die Kosten- 
und Einrichtungsträger auf Landes-
ebene auch die Möglichkeiten zur 
sektorenübergreifenden Beschäfti-
gung auf den Prüfstand stellen müss-
ten: „Die in der Pflege tätigen 
Unternehmen sollten gemeinsam mit 
den Kostenträgern neue, kreative Wege 
bei der Arbeits- und Aufgabenvertei-
lung gehen. Gerade Unternehmen, die 
sowohl ambulant als auch teil- und 
vollstationär tätig sind, sollten bei-
spielsweise die Möglichkeiten eines  
Gesamtversorgungsvertrages prüfen 
und nutzen.“

—	Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Schwesternverbände und  
Pflegeorganisationen e.V. (ADS) 

—	AnbieterVerband qualitätsorien-
tierter Gesundheitspflegeeinrich-
tungen e.V. (AVG) 

—	Bundesverband Lehrende  
Gesundheits- und Sozialberufe 
e.V. (BLGS)

—	Bundesverband Geriatrie e.V. 
(BVG) 

—	Bundesverband Pflegemanage-
ment e.V. 

—	Deutscher Hebammenverband 
e.V. (DHV)

—	Berufsverband Kinderkranken-
pflege Deutschland e.V. (BeKD) 

—	Bundesfachvereinigung Leiten-
der Krankenpflegepersonen der 
Psychiatrie e.V. (BFLK) 

—	Deutscher Berufsverband  
für Pflegeberufe e.V. (DBfK) 

—	Deutsche Gesellschaft für  
Fachkrankenpflege und Funk- 
tionsdienste e.V. (DGF)

—	Deutscher Pflegeverband e.V. 
(DPV) 

—	Katholischer Pflegeverband e.V. 
—	Verband der Schwesternschaften 

vom Deutschen Roten Kreuz e.V. 
(VdS) 

—	Verband für Anthroposophische 
Pflege e.V. (VfAP) 

—	Vereinigung der Hygienefach-
kräfte der Bundesrepublik 
Deutschland e.V. (VHD) 

—	Verband der Pflegedirektorinnen 
und Pflegedirektoren der Uni-
versitätsklinika e.V. Deutschland 
(VPU)

Hinweis: In den nächsten Ausgaben 
der „PflegePositionen“ werden die 
einzelnen Mitgliedsverbände des 
Deutschen Pflegerats vorgestellt.

MITGLIEDSVERBÄNDE
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Der Präsident des Deutschen Pflege-
rats ist Andreas Westerfellhaus, der Vi-
ze-Präsident ist Franz Wagner, die Vize-
Präsidentin des Deutschen Pflegerates ist 
Andrea Lemke.

www.deutscher-pflegerat.de
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DRK-Seminar: 
Pflegekräfte stärken
Die Rahmenbedingungen für die professionelle 
Pflege werden immer schwieriger. Arbeitsver-
dichtung und bürokratischer Aufwand sowie 
ökonomische Kriterien prägen den Alltag und 
sind zu einem zentralen Faktor in der gesund-
heitlichen Versorgung geworden. Umso wich-
tiger ist es, das Selbstvertrauen der Pflegekräf-
te und deren Kompetenz zur Bewältigung he-
rausfordernder Situationen zu stärken. Ein 
entsprechendes, eigens für dieses Ziel entwi-
ckeltes Seminar, bietet die DRK-Schwestern-
schaft Hamburg e.V. über ihr Bildungszentrum 
Schlump – Zentrum für Gesundheitsberufe an. 
Gemeinsam konzipiert wurde das Seminar 
„Stärkungen für das Spannungsfeld zwischen 
Kunden- und Selbstanspruch“ von der Vorsit-
zenden, Oberin Marion Harnisch, dem Leiter 
des Bildungszentrums, Thomas Schulz, und der 
Pflegedirektorin, Sabine Holtorf, in enger Ab-
sprache mit einer Diplom-Psychologin. In dem 
Seminar geht es in erster Linie darum, die eige-
nen Stärken auszubauen – weg vom Defizitblick 
und hin zu mehr Wertschätzung der eigenen 
Arbeit. Dafür lernen die Teilnehmer/-innen u.a. 
ihr eigenes Verhalten, ihre innere Einstellung, 
ihre Stärken, Schwächen, Bedürfnisse und 
Werte zu reflektieren und realistisch einzuschät-
zen.

www.schwesternschaft-hamburg.drk.de
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Barmer GEK Pflegereport 2015

Erfolgsmodell Pflege  
ist gefährdet

Die Barmer GEK hat ihren Pflegereport 2015 vorgestellt. Erstellt wurde 
dieser von einem Autorenteam des Forschungszentrums Ungleichheit 
und Sozialpolitik (SOCIUM) der Universität Bremen, unter Leitung von 
Professor Heinz Rothgang.

D ie Wissenschaftler sehen in ihrem 
Fazit zur Studie die Zukunft des 
„Erfolgsmodells Pflege“ als ge-

fährdet an. Steige die Zahl der Pflegebe-
dürftigen bis 2060 um 80%, sinke das Er-
werbspersonenpotenzial im gleichen 
Zeitraum um ein Viertel.

Erhebliche Anstrengungen  
für mehr Personal nötig
„Um die derzeitige Relation von Pflege-
kräften pro Pflegebedürftigen beizube-
halten, muss sich daher der Anteil der in 
der Pflege Beschäftigten an der Erwerbs-
bevölkerung mehr als verdoppeln. Hier-
für sind erhebliche Anstrengungen er-
forderlich, die derzeit noch nicht einmal 
ansatzweise erkennbar sind“, kritisiert 
Heinz Rothgang.

Es müsse mehr Personal in die Pflege-
heime „hineinverhandelt“ werden. Denn 
zunächst passiere mit der Einführung 
des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffes 
mit Bezug zum Personal nichts, sagt 
Rothgang und betont: „Wenn wir ein an-
deres Pflegeverständnis haben wollen, 
dann brauchen wir mehr Personal“.

Ein bemerkenswert  
großzügiges Gesetz
Den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff 
wertet der Wissenschaftler als eine „zen-
trale Neuerung“. Die Umsetzung erwei-
se sich dabei in mehrfacher Hinsicht als 
unerwartet großzügig. „Das Zweite Pfle-
gestärkungsgesetz ist ein bemerkenswert 
großzügiges Gesetz“, so Rothgang.

Insgesamt führen die seitens des Ge-
setzgebers im Vergleich zur Systematik 

des Expertenbeirats vorgenommenen 
Änderungen dazu, dass 23% mehr Pfle-
gebedürftige künftig den Pflegegraden 3 
bis 5 zugeordnet werden, als ursprüng-
lich geplant gewesen sei. Weiter seien die 
Leistungshöhen für die neuen Pflegegra-
de so festgelegt worden, dass die im Pfle-
geneuausrichtungsgesetz ausdrücklich 
als Übergangsleistungen charakterisier-
ten Leistungen nunmehr dauerhaft ge-
währt werden – und das nicht nur für die 
Personen mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz, sondern für alle Pflegebe-
dürftigen. Schließlich sei ein umfassen-
der Bestandsschutz vorgesehen.

Verlierer der Reform
„Die Nutznießer der Reform werden die 
Pflegebedürftigen und die ambulanten 
Pflegedienste sein, nicht aber die Pflege-
heime“, fasst Rothgang die Ergebnisse 
zusammen. Die Mehrausgaben für die 
Pflegeversicherung für Pflegesachleis-
tungen im ambulanten Bereich beziffert 
der Wissenschaftler auf 1,2 Mrd. Euro. 
Für den stationären Bereich geht er von 
Mehrausgaben an finanziellen Leistun-
gen von 1,4 Milliarden Euro aus. Diese 
reduzierten die Eigenanteile der Pflege-
bedürftigen und die Ausgaben der Sozi-
alhilfeträger. Sie führen aber nicht zu 
Mehreinnahmen der Einrichtungen. Es 
gibt, so Rothgang, auch Verlierer der Re-
form.

Nach Informationen der Barmer GEK und der 
Universität Bremen
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